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Unverbindliche Bekanntgabe des Gesamtverbandes der Deutschen 
Versicherungswirtschaft e. V. (GDV) zur fakultativen Verwendung. 

Abweichende Vereinbarungen sind möglich.

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die 
Kinder-Invaliditätsversicherung bei Krankheit 

und Unfall
(KIV 2014)

Stand: 20. November 2015

Sehr geehrte Kundin,
sehr geehrter Kunde,

Ihre Kinder-Invaliditätsversicherung hilft, wenn Ihr Kind dauerhafte Einschränkungen durch einen Unfall 
oder eine Krankheit erleidet.

Grundlage für Ihren Vertrag sind diese Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Kinder-
Invaliditätsversicherung bei Krankheit und Unfall (KIV). Zusammen mit dem Antrag und dem 
Versicherungsschein legen diese den Inhalt Ihrer Kinderinvaliditätsversicherung fest. Sie sind wichtige 
Dokumente.

Bitte lesen Sie die KIV daher vollständig und gründlich durch und bewahren Sie sie sorgfältig auf. So 
können Sie auch später alles Wichtige noch einmal nachlesen. 

Im Versicherungsfall benachrichtigen Sie uns bitte möglichst schnell. Wir klären dann mit Ihnen das 
weitere Vorgehen. 

Auch wir als Versicherer kommen nicht ganz ohne Fachbegriffe aus. Diese sind nicht immer leicht 
verständlich. Deshalb erklären wir bestimmte Fachbegriffe in diesen KIV, damit Sie sie möglichst gut 
verstehen.

Ihre Kinderinvaliditätsversicherung

Wer ist wer?
• Sie sind unser Versicherungsnehmer und damit unser Vertragspartner. 
• Versicherte Person ist das Kind, für das Sie Versicherungsschutz mit uns vereinbart haben. 
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Der Versicherungsumfang 
 
1. Was ist versichert (Versicherungsfall)? 

 
 Sie haben mit uns eine Kinder-Invaliditätsversicherung abgeschlossen. 

 
Wir bieten den vereinbarten Versicherungsschutz für das versicherte Kind bei einer durch  
 
• Krankheit oder 
• Unfall  

 
eingetretenen Invalidität. 
 
Bitte beachten Sie auch die Ausschlüsse in Ziffer 6 und die Regelung zu einer bereits vor 
Vertragsbeginn bestehenden Invalidität in Ziffer 5. 
 

2 Welche Voraussetzungen gelten für den Anspruch auf unsere Leistung? 
 

2.1 Invalidität 
Das versicherte Kind hat eine Invalidität erlitten.  
 
Eine Invalidität im Sinne dieses Vertrags liegt vor, wenn durch eine unfreiwillig erlittene 
Gesundheitsschädigung 
 
• die körperliche Funktion, die geistige Fähigkeit oder die seelische Gesundheit des 

versicherten Kindes länger als sechs Monate von dem für das Lebensalter typischen 
Zustand abweicht, 

• dessen Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist und 
• nach dem Schwerbehindertenrecht im Sozialgesetzbuch IX ein Grad der Behinderung (GdB) 

von wenigstens 50 vorliegt. 
 

2.2 Zeitpunkt des Eintritts der Invalidität 
 

2.2.1 Die Invalidität ist während der Laufzeit des Vertrags eingetreten.  
Als Zeitpunkt des Eintritts der Invalidität gilt der Zugang des Antrags auf Feststellung des Grads 
der Behinderung bei der dafür zuständigen staatlichen Stelle.  
 

2.2.2 Der Zugang des Antrags nach Ende des Vertrags gilt auch als rechtzeitig, wenn 
 

• er innerhalb von 12 Monaten nach Ende des Vertrags erfolgt und 
 

• vor Ende des Vertrags die Krankheit ärztlich festgestellt wurde oder der Unfall 
eingetreten ist.  
 

2.3 Nachweis der Invalidität 
Sie müssen den Grad der Behinderung von wenigstens 50 durch den Bescheid der zuständigen 
staatlichen Stelle nachweisen.  
 

3 Was gilt für Art und Höhe der Leistung? 
 

 Wir zahlen eine monatliche Rente in Höhe der vereinbarten Versicherungssumme. 
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Was gilt für Beginn, Dauer und Ruhen der Leistung? 
 

4.1 
 

Wir zahlen die Rente 
 
• ab Beginn des Monats, in dem der Antrag auf Feststellung der Behinderung bei der 

zuständigen staatlichen Stelle eingegangen ist, und danach  
 

• monatlich im Voraus. 
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4.2. Wir zahlen die Rente 
 
• für die Zeit, für die Sie uns die Invalidität durch einen gültigen Schwerbehindertenausweis 

nachweisen, 
 

• bis zum Ablauf von 6 Monaten nach dem Tod der versicherten Person. 
 
Wir sind berechtigt, zur Prüfung der Voraussetzungen für den Rentenbezug 
Lebensbescheinigungen anzufordern. Wenn Sie uns die Bescheinigung nicht unverzüglich 
zusenden, ruht die Rentenzahlung ab der nächsten Fälligkeit.  
 

4.3 Weisen Sie uns den Fortbestand der Invalidität nicht nach, ruht die Rentenzahlung. 
 
Wenn Sie uns die Invalidität während der Dauer des Vertrags erneut nachweisen, setzen wir die 
Rentenzahlung fort.  
 
Nach Beendigung des Vertrags müssen Sie zusätzlich nachweisen, dass ausschließlich die 
früheren Beeinträchtigungen wieder zur Invalidität geführt haben.  
 
Sind seit dem Ruhen der Rentenzahlung mehr als 10 Jahre vergangen, besteht kein Anspruch 
mehr auf Fortsetzung der Rente.  
 
Für die Invalidität und ihren Nachweis gilt Ziffer 2. 
 

5 Welchen Einfluss hat eine vor Vertragsbeginn bestehende Invalidität  auf den 
Vertrag? 
 

5.1 Nicht versicherbar und trotz Beitragszahlung nicht versichert sind Personen, bei denen bereits 
vor Vertragsbeginn eine Invalidität nach Ziffer 2.1 bestand.  
 
Dies gilt unabhängig davon, ob und wann ein Antrag auf Feststellung der Behinderung bei der 
zuständigen staatlichen Stelle gestellt wurde.  
 

5.2 Wird eine vor Vertragsbeginn bestehende Invalidität nach Ziffer 2.1 erst während der Dauer des 
Vertrags durch Bescheid festgestellt, erlischt der Vertrag rückwirkend ab Beginn. Bereits 
gezahlte Beiträge zahlen wir zurück. 
 

6 Was ist nicht versichert (Ausschlüsse)? 
 

 Kein Versicherungsschutz besteht für Invalidität, die ganz oder überwiegend (das heißt: zu mehr 
als 50 Prozent) eingetreten ist aufgrund 
 

6.1 von Neurosen, Persönlichkeits- und Verhaltensstörungen sowie von Psychosen oder 
Oligophrenie.  
 
Ausnahme: 
Diese Beeinträchtigung ist durch einen Unfall oder eine Erkrankung mit hirnorganischen 
Schäden, eine Vergiftung oder eine Infektion verursacht worden.  
In diesen Fällen gilt der Ausschluss nicht. 
 
In diesen Fällen erlischt der Vertrag rückwirkend ab dem Zugang des Antrags auf Feststellung 
der Behinderung bei der zuständigen staatlichen Stelle. Die ab diesem Zeitpunkt gezahlten 
Beiträge zahlen wir zurück. 
 

6.2 von Unfällen der versicherten Person durch Bewusstseinsstörungen, soweit sie auf Trunkenheit 
oder suchterzeugenden Mitteln beruhen.  
 
Eine Bewusstseinsstörung liegt vor, wenn die versicherte Person in ihrer Aufnahme- und 
Reaktionsfähigkeit so beeinträchtigt ist, dass sie den Anforderungen der konkreten 
Gefahrenlage nicht mehr gewachsen ist.  
 



 
 

6 
 

6.3 einer von der versicherten Person vorsätzlich ausgeführten oder versuchten Straftat; 
 

6.4 mittelbarer oder unmittelbarer Kriegs- oder Bürgerkriegsereignisse sowie aufgrund mittelbarer 
oder unmittelbarer Einwirkung von Kernenergie; 
 

6.5 einer widerrechtlichen Handlung, mit der Sie, ein gesetzlicher Vertreter oder ein 
Sorgeberechtigter der versicherten Person diese vorsätzlich geschädigt haben. 
 

Der Leistungsfall 
 
7 Was ist im Leistungsfall zu beachten (0bliegenheiten)? 

 
 Im Folgenden beschreiben wir Verhaltensregeln (Obliegenheiten). Sie oder die versicherte 

Person müssen diese im Leistungsfall beachten, denn ohne Ihre Mithilfe können wir unsere 
Leistung nicht erbringen. 
 

7.1 Bestehen bei der versicherten Person Gesundheitsstörungen, die zur Invalidität nach Ziffer 2.1 
führen können, sollten Sie bei der zuständigen staatlichen Stelle einen 
Schwerbehindertenausweis beantragen. 
 

7.2 Die Ausstellung eines Schwerbehindertenausweises sollten Sie uns möglichst bald anzeigen. 
 

7.3 Sämtliche Angaben, um die wir Sie oder die versicherte Person bitten, müssen wahrheitsgemäß, 
vollständig und unverzüglich erteilt werden.  
 

7.4 Für die Prüfung unserer Leistungspflicht benötigen wir möglicherweise Auskünfte von 
• Ärzten, die die versicherte Person vor oder nach dem Unfall oder der Krankheit behandelt 

oder untersucht haben. 
• anderen Versicherern, Versicherungsträgern und Behörden. 
 
Sie oder die versicherte Person müssen es uns ermöglichen, die erforderlichen Auskünfte zu 
erhalten. 
 
Dazu kann die versicherte Person oder – vor deren Vollendung des 16. Lebensjahres- deren 
gesetzlicher Vertreter die Ärzte und die genannten Stellen ermächtigen, uns die Auskünfte direkt 
zu erteilen. Ansonsten kann die versicherte Person oder der gesetzliche Vertreter die Auskünfte 
selbst einholen und uns zur Verfügung stellen. 
 

7.5 Wird der Grad der Behinderung von der für die Feststellung des Grades der Behinderung 
zuständigen Stelle auf einen Grad von weniger als 50 herabgesetzt, müssen Sie uns das 
innerhalb eines Monats mitteilen. 
 

7.6 Stirbt die versicherte Person während der Rentenzahlung, müssen Sie uns den Tod innerhalb 
von drei Monaten mitteilen. 
 

8 Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von Obliegenheiten? 
 

 Wenn Sie oder die versicherte Person eine der in Ziffern 7.3 und 7.4 genannten Obliegenheiten 
vorsätzlich verletzen, verlieren Sie den Versicherungsschutz.  
 
Bei grob fahrlässiger Verletzung einer dieser Obliegenheiten sind wir berechtigt, unsere Leistung 
in einem der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen.  
 
Beides gilt nur, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolgen 
hingewiesen haben.  
 
Weisen Sie nach, dass die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt wurde, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen. 
 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn Sie nachweisen, dass die Verletzung der 
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Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war.  
 
Das gilt für vorsätzliche und grob fahrlässige Obliegenheitsverletzungen, nicht aber, wenn Sie 
oder die versicherte Person die Obliegenheit arglistig verletzt haben.  
 

9 Wann sind die Leistungen fällig? 
 

 Wir erbringen unsere Leistungen, nachdem wir die Erhebungen abgeschlossen haben, die zur 
Feststellung des Versicherungsfalls und des Umfangs unserer Leistungspflicht notwendig sind. 
Dazu gilt Folgendes: 
 

9.1  Erklärung über die Leistungspflicht 
Wir sind verpflichtet, innerhalb von drei Monaten in Textform zu erklären, ob wir unsere 
Leistungspflicht anerkennen.  
 
Die Frist beginnt, sobald uns folgende Unterlagen vorliegen:  

• Bescheid über den Grad der Behinderung und 
• Nachweis des Unfallhergangs und der Unfallfolgen oder  
• Nachweis des Krankheitsverlaufs und der Krankheitsfolgen.  

 
Beachten Sie dabei auch die Verhaltensregeln nach Ziffer 7.  
 

9.2 Fälligkeit der Leistung 
Erkennen wir den Anspruch an, leisten wir innerhalb von zwei Wochen. 
 

Die Versicherungsdauer 
 
10 Wann beginnt und wann endet der Vertrag? 

 
10.1 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. 
Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass Sie den ersten oder den einmaligen 
Beitrag unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des Versicherungsscheins zahlen. 
 

10.2 Dauer und Ende des Vertrags 
 

10.2.1 Vertragsdauer 
Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen. 
 

10.2.2 Stilschweigende Verlängerung 
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein 
weiteres Jahr, wenn der Vertrag nicht gekündigt wird. Kündigen können sowohl Sie als auch wir. 
Die Kündigung muss Ihnen oder uns spätestens drei Monate vor dem Ablauf der Vertragszeit 
zugehen 
 

10.2.3 Vertragsbeendigung 
Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren können Sie den Vertrag schon zum Ablauf des 
dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen. Ihre Kündigung muss uns 
spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugehen. 
 
Der Vertrag endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum Ende des Versicherungsjahres, in 
dem die versicherte Person das x. Lebensjahr vollendet. 
 

10.3 Kündigung nach Versicherungsfall 
Sie oder wir können den Vertrag kündigen, wenn wir eine Leistung erbracht haben, oder wenn 
Sie gegen uns Klage auf eine Leistung erhoben haben.  
 
Die Kündigung muss Ihnen oder uns spätestens einen Monat nach Leistung oder Beendigung 
des Rechtsstreits zugegangen sein.  
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Wenn Sie kündigen, wird Ihre Kündigung wirksam, sobald sie uns zugeht. Sie können jedoch 
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt wirksam wird; spätestens jedoch 
am Ende des Versicherungsjahres. Unsere Kündigung wird einen Monat, nachdem Sie sie 
erhalten haben, wirksam. 
 

10.4 Versicherungsjahr 
Das Versicherungsjahr dauert zwölf Monate.  
 
Ausnahme:  
Besteht die vereinbarte Vertragsdauer nicht aus ganzen Jahren, wird das erste 
Versicherungsjahr entsprechend verkürzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum 
vereinbarten Vertragsablauf sind jeweils ganze Jahre.  
 

Der Versicherungsbeitrag 
 
11 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beachten? 

Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen? 
Wann endet die Beitragszahlung, wann lebt sie wieder auf? 
 

11.1 Beitrag und Versicherungsteuer 
 

11.1.1 Beitragszahlung und Versicherungsperiode 
Die Beiträge können Sie je nach Vereinbarung monatlich, vierteljährlich, halbjährlich oder 
jährlich bezahlen. Danach bestimmt sich die Dauer der Versicherungsperiode: Sie beträgt 
• bei Monatsbeiträgen einen Monat,  
• bei Vierteljahresbeiträgen ein Vierteljahr,  
• bei Halbjahresbeiträgen ein Halbjahr und  
• bei Jahresbeiträgen ein Jahr. 
 

11.1.2 Versicherungsteuer 
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer. Diese haben Sie in der jeweils 
vom Gesetz bestimmten Höhe zu zahlen. 
 

11.2 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Erster Beitrag 
 

11.2.1 Fälligkeit der Zahlung 
Wenn Sie den Versicherungsschein von uns erhalten, müssen Sie den ersten Beitrag 
unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen bezahlen. 
 

11.2.2 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes 
Wenn Sie den ersten Beitrag zu einem späteren Zeitpunkt bezahlen, beginnt der 
Versicherungsschutz erst ab diesem späteren Zeitpunkt. Darauf müssen wir Sie durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein 
aufmerksam gemacht haben.  
 
Wenn Sie uns nachweisen, dass Sie die verspätete Zahlung nicht verschuldet haben, beginnt 
der Versicherungsschutz zum vereinbarten Zeitpunkt. 
 

11.2.3 Rücktritt 
Wenn Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig bezahlen, können wir vom Vertrag zurücktreten, 
solange der Beitrag nicht bezahlt ist. Wir können nicht zurücktreten, wenn Sie nachweisen, dass 
Sie die verspätete Zahlung nicht verschuldet haben. 
 

11.3 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag 
 

11.3.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 
Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig. 
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11.3.2 Verzug 
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig bezahlen, geraten Sie in Verzug, auch ohne dass 
Sie eine Mahnung von uns erhalten haben.  
 
Dies gilt nicht, wenn Sie die verspätete Zahlung nicht verschuldet haben. 
 
Bei Verzug sind wir berechtigt, Ersatz für den Schaden zu verlangen, der uns durch den Verzug 
entstanden ist (Ziffer 11.3.3).  
 

11.3.3 Zahlungsfrist 
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig bezahlen, können wir Ihnen auf Ihre Kosten in 
Textform eine Zahlungsfrist setzen. Die Zahlungsfrist muss mindestens zwei Wochen betragen. 
 
Unsere Zahlungsaufforderung ist nur wirksam, wenn sie folgende Informationen enthält: 
• Die ausstehenden Beträge, die Zinsen und die Kosten müssen im Einzelnen beziffert sein 

und  
• die Rechtsfolgen müssen angegeben sein, die nach Ziffer 11.3.4 mit der Fristüberschreitung 

verbunden sind. 
 

11.3.4 Verlust des Versicherungsschutzes und Kündigung 
Wenn Sie nach Ablauf der Zahlungsfrist den angemahnten Betrag nicht bezahlt haben,  
 
• besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz. 
• können wir den Vertrag kündigen, ohne eine Frist einzuhalten. 

Wenn Sie nach unserer Kündigung innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag 
bezahlen, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle zwischen dem Ablauf der 
Zahlungsfrist und Ihrer Zahlung besteht kein Versicherungsschutz. 
 

11.4 Rechtzeitige Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat 
Wenn wir die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart haben, gilt die Zahlung als 
rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden kann und Sie der 
Einziehung nicht widersprechen. 
 
Die Zahlung gilt auch als rechtzeitig, wenn der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden nicht 
eingezogen werden kann und Sie nach einer Aufforderung in Textform unverzüglich zahlen.  
 
 
Wenn Sie es zu vertreten haben, dass der fällige Beitrag nicht eingezogen werden kann, sind wir 
berechtigt, künftig eine andere Zahlungsweise zu verlangen.  
 
Sie müssen allerdings erst dann zahlen, wenn wir Sie hierzu in Textform aufgefordert haben.  
 

11.5 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags haben wir nur Anspruch auf den Teil des Beitrags, der 
dem Zeitraum des Versicherungsschutzes entspricht.  
 

11.6 Vorzeitige Beendigung der Beitragszahlung 
Zahlen wir eine Rente, müssen Sie für den Vertrag. keine Beiträge mehr zahlen. Die 
Beitragszahlungspflicht endet zum Ende des Monats, in dem wir die Rente erstmals zahlen. 
 

11.7 Wiederaufleben der Beitragszahlung 
Hat die versicherte Person das x. Lebensjahr noch nicht vollendet und wird die Rentenzahlung 
wegen Unterschreitung des Grads der Behinderung von 50 unterbrochen, müssen Sie im 
folgenden Monat wieder Beiträge zahlen.  
 
Darüber werden wir Sie rechtzeitig informieren.  
 
Sie können dann der Fortführung des Vertrages widersprechen. Der Widerspruch muss 
spätestens einen Monat, nachdem wir Sie informiert haben, bei uns eingegangen sein. 
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Weitere Bestimmungen 
 
12 Wie sind die Rechtsverhältnisse der am Vertrag beteiligten Personen zueinander? 

 
12.1 Fremdversicherung 

Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht ausschließlich Ihnen als 
Versicherungsnehmer zu.  
 
Sie sind neben der versicherten Person für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.  
 

12.2 Rechtsnachfolger und sonstige Anspruchsteller  
Alle für Sie geltenden Bestimmungen sind auf Ihren Rechtsnachfolger und sonstige 
Anspruchsteller entsprechend anzuwenden. 
 

12.3 Übertragung und Verpfändung von Ansprüchen 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag können vor Fälligkeit ohne unsere Zustimmung 
weder übertragen noch verpfändet werden.  
 

13 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht und welche Folgen hat ihre 
Verletzung? 
 

13.1 Vorvertragliche Anzeigepflicht 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten 
gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und 
vollständig anzuzeigen. Gefahrerheblich sind die Umstände, die für unsere Entscheidung, den 
Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen, erheblich sind. 
 
Diese Anzeigepflicht gilt auch für Fragen nach gefahrerheblichen Umständen, die wir 
• nach Ihrer Vertragserklärung, 
• aber noch vor Vertragsannahme 
in Textform stellen. 
 
Dasselbe gilt für die versicherte Person.  
 
Wenn eine andere Person die Fragen nach gefahrerheblichen Umständen für Sie beantwortet 
und wenn diese Person den gefahrerheblichen Umstand kennt oder arglistig handelt, werden Sie 
so behandelt, als hätten Sie selbst davon Kenntnis gehabt oder arglistig gehandelt. 
 

13.2 Mögliche Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
Eine Verletzung der Anzeigepflicht kann erhebliche Auswirkungen auf Ihren 
Versicherungsschutz haben. Wir können in einem solchen Fall 
• vom Vertrag zurücktreten, 
• den Vertrag kündigen, 
• den Vertrag ändern oder 
• den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anfechten. 
 

13.2.1 Rücktritt 
Wird die vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt, können wir vom Vertrag zurücktreten.  
 
Kein Rücktrittsrecht besteht, wenn  
• weder eine vorsätzliche, 
• noch eine grob fahrlässige 
Anzeigepflichtverletzung vorliegt. 
 
Auch wenn die Anzeigepflicht grob fahrlässig verletzt wird, haben wir trotzdem kein 
Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag - möglicherweise zu anderen Bedingungen (z.B. höherer 
Beitrag oder eingeschränkter Versicherungsschutz) – auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
gefahrerheblichen Umstände geschlossen hätten. 
 
Im Fall des Rücktritts haben Sie keinen Versicherungsschutz. 
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Wenn wir nach Eintritt des Versicherungsfalls zurücktreten, bleibt unsere Leistungspflicht unter 
folgender Voraussetzung bestehen:  
 
Die Verletzung der Anzeigepflicht bezieht sich auf einen gefahrerheblichen Umstand, der 
• weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls, 
• noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht  
ursächlich war. 
 
Wird die Anzeigepflicht arglistig verletzt, entfällt unsere Leistungspflicht.  
 

13.2.2 Kündigung 
Wenn unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen ist, weil die Verletzung der Anzeigepflicht weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig erfolgte, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. 
 
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag – möglicherweise zu anderen 
Bedingungen (z.B. höherer Beitrag oder eingeschränkter Versicherungsschutz) – auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten gefahrerheblichen Umstände geschlossen hätten. 
 

13.2.3 Vertragsänderung 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag - möglicherweise zu anderen 
Bedingungen (z.B. höherer Beitrag oder eingeschränkter Versicherungsschutz) – auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten gefahrerheblichen Umstände geschlossen hätten, werden die 
anderen Bedingungen auf unser Verlangen hin rückwirkend Vertragsbestandteil. 
 
Haben Sie die Anzeigepflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen 
erst ab der laufenden Versicherungsperiode (Ziffer 11.1.1) Vertragsbestandteil. 
 
Sie können den Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem Sie unsere Mitteilung erhalten haben, 
fristlos kündigen, wenn 
• wir im Rahmen einer Vertragsänderung den Beitrag um mehr als 10% erhöhen oder 
• wir die Gefahrabsicherung für einen nicht angezeigten Umstand ausschließen. 

 
Auf dieses Recht werden wir Sie in der Mitteilung über die Vertragsänderung hinweisen. 
 

13.3 Voraussetzungen für die Ausübung unserer Rechte 
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung stehen uns nur zu, 
wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer 
Anzeigepflichtverletzung hingewiesen haben.  
 
Wir haben kein Recht zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung, wenn wir den 
nicht angezeigten Umstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 
 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur 
innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem 
wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangen. 
 
Bei Ausübung unserer Rechte müssen wir die Umstände angeben, auf die wir unsere Erklärung 
stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese 
die Monatsfrist noch nicht verstrichen ist. 
 
Nach Ablauf von fünf Jahren seit Vertragsschluss erlöschen unsere Rechte zum Rücktritt, zur 
Kündigung oder zur Vertragsänderung. Ist der Versicherungsfall vor Ablauf dieser Frist 
eingetreten, können wir die Rechte auch nach Ablauf der Frist geltend machen. 
Ist die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt worden, beträgt die Frist zehn Jahre 
 

13.4 Anfechtung 
Wir können den Vertrag auch anfechten, falls unsere Entscheidung zur Annahme des Vertrags 
durch unrichtige oder unvollständige Angaben bewusst und gewollt beeinflusst worden ist. 
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Im Fall der Anfechtung steht uns der Teil des Beitrags zu, der der bis zum Wirksamwerden der 
Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 
 

14 GESTRICHEN 
 

15 Wann verjähren die Ansprüche aus dem Vertrag? 
 

15.1 Gesetzliche Verjährung 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Fristberechnung 
richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 
 

15.2 Aussetzung der Verjährung 
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei uns geltend gemacht worden, ist die 
Verjährung gehemmt. Dies gilt von der Geltendmachung bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Ihnen 
unsere Entscheidung in Textform zugeht.  
 

16 Welches Gericht ist zuständig? 
 

16.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns sind folgende Gerichte zuständig: 
• das Gericht am Sitz unseres Unternehmens oder unserer Niederlassung, die für Ihren 

Vertrag zuständig ist. 
• das Gericht Ihres Wohnorts oder, wenn Sie keinen festen Wohnsitz haben, am Ort Ihres 

gewöhnlichen Aufenthalts.  
 

16.2 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie ist das Gericht Ihres Wohnorts oder, wenn 
Sie keinen festen Wohnsitz haben, das Gericht Ihres gewöhnlichen Aufenthalts zuständig.  
 

17 Was ist bei Mitteilungen an uns zu beachten? Was gilt bei Änderung Ihrer 
Anschrift? 
 

17.1 Anzeigen oder Erklärungen sollen an folgende Stellen gerichtet werden: 
• an unsere Hauptverwaltung oder 
• an die Geschäftsstelle, die für Sie zuständig ist. Welche Geschäftsstelle dies ist, ergibt sich 

aus Ihrem Versicherungsschein oder aus dessen Nachträgen. 
 

17.2 Änderungen Ihrer Anschrift müssen Sie uns mitteilen. 
 
Wenn Sie dies nicht tun und wir Ihnen gegenüber eine rechtliche Erklärung abgeben wollen, gilt 
Folgendes: 
 
Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung als zugegangen, wenn wir sie per Einschreiben 
an Ihre letzte uns bekannte Anschrift geschickt haben. 
 
Das gilt auch, wenn Sie uns eine Änderung Ihres Namens nicht mitteilen. 
 

 




